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Bier, nO 


Sónigtiden Preubiſcen Staaten 


„ Befimmungen im F. 5. litt. e ed, 
März 1822. 4 


Go. 1357. ) Alerhöchſte RabinetBorber vom late pril 1832, bänberung | der 
1 0 b. dees ian 4 vom ten 


A. den Bericht des Staatstminſſtentuns vom 30ſten v. M. will Ich, nach 
deſſen Anträgen, die Vorſchriften des ‚Piempelodienet:, vom Tien, 1 1822. 
H. 5. litt. a. und b. dahin abaͤndern: 


an Bei- Verkäufen ift der beſtimmte Kaufpreis mit ee 516 Werths 
der vorbehaltenen Nutzungen und ausbedungenen Leiſtungen bitiinige 
Summe, wonach der Betrag des Stempels zu berechnen iſt. 

De Bei Verkäufen von Grundſtuͤcken an Deszendenten kommt derjenige Theil 
des Kaufpreiſes, welcher dem Käufer als ſein kuͤnftiges Erbthell von dem 
Verkaͤufer angewieſen wird, nicht in in Anrechnung! Auch wird der Werth 
eines vorbehaltenen Altentheils der Stent nicht eee , wenn 
der Verkauf des Grundſtuͤcks an Deszendenten geſchieht. 


Nach dieſen Beſtimmungen, die das Staatsminiſterium durch bie Gee, 
Sammlung bekannt zu machen hat, iſt O in 3 ae bisher noch 
unentſchiedenen, Fallen zu verfahren. 2 Y 


— ih den 4 Aten ee 1832. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 25ften Mai 1832.) 
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(No. 1358.) Gebuͤhren⸗Taxe für, die Superintendenten der Provinz Sachſen. Vom 


21ſten April 1832. 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von 
par Prußen re „„ 
haben, damit in der Provinz Sachſen, hinſichtlich der Erhebung der Ephoral⸗ 
Gebühren, kuͤnftig ein gleichmaͤßiges und ficheres Verfahren Statt finde, nach⸗ 
ſtehende a DAA : 
„Gebuͤhren-Taxe für die Superintendenten der Provinz 
: Sachſen“ 
mit Unſerer Beſtaͤtigung verſehen, und verordnen, daß ſie in allen Theilen der 
gedachten Provinz, ſtatt der verſchiedenen daſelbſt beſtandenen fruͤheren Beſtim⸗ 
mungen, in Anwendung C 
. 8 . = n 

Es find im Allgemeinen keine Gebühren zuläffig, oder unter irgend einem 
Titel zu nehmen geſtattet, als welche in die Gebuͤhren⸗-Taxe ausdruͤcklich auf⸗ 
genommen worden. . 5 RUSS 

In Anſehung der Diäten und Reiſekoſten fir Verrichtungen außerhalb 
des Wohnorts der Superintendenten, hat es bei den desfallſigen beſonderen Feſt⸗ 
ſetzungen ſein Bewenden, mit Beruͤckſichtigung der, §§. 4. 6. und 9., enthaltenen 
naͤheren Beſtimmungen. da a = 

Daſſelbe gilt von der nach dem Konſiſtorial⸗Erlaſſe vom 1ſten Mai 1817. 


aus den Beſtandgeldern der Kirchenkaſſen jährlich erfolgenden Entſchaͤdigung für 


Schreibmaterialien und ſonſtige Buͤreau-Beduͤrfniſſe, welche nicht blos von 
Koͤniglichen, ſondern auch von Patronat⸗Kirchen zu entrichten iſt. 


. 


Zur Vereinfachung der Sache ſind fuͤr die gewoͤhnlichen oͤfter vorkommen⸗ 
den Ephoral⸗Geſchaͤfte Pauſchquanta angeſetzt, aber auch außerdem darf in den 


ſportelpflichtigen Sachen der vorſchriftsmaͤßige Sportelſatz nur auf einen jeden 
Erlaß, durch welchen etwas definitiv entſchieden oder beſtimmt wird, ange⸗ 
wendet, fir Zwiſchen⸗Verfuͤgungen hingegen, für Berichte und überhaupt für 
die amtliche Korrespondenz, ſo weit eine ſolche zur Vorbereitung einer endlichen 
Entſcheidung erforderlich iſt, darf nichts angeſetzt werden. f 


. er 
Unter den Gebuͤhrenſaͤtzen find die baaren Auslagen in Privatſachen, an 
Porto, Botenlohn und dergleichen nicht mitbegriffen. 
8 = ae 5 §. 4. 
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Die an manchen Orten übliche Speiſung der Superintendenten auf Koſten 
der Kirchen⸗Aerarien oder Gemeinden hört ganz auf; die Superintendenten empfan⸗ 


gen dagegen bei Lokalverhandlungen außerhalb ihres Wohnortes fuͤr jeden Tag, 


an welchem das Geſchaͤft betrieben wird, wozu auch der Tag der Hinreiſe und 
der Ruͤckkehr zu rechnen iſt, Zwei Thaler Diáten von den naͤmlichen Perſonen, 
resp. aus denſelben Kaſſen, welche die übrigen wegen des betreffenden Geſchaͤfts 


zu entrichtenden Ephoral⸗Gebuͤhren zu zahlen haben. 


= $. 5. eS 
Iſt an dem Orte, wo cine Lokalverhandlung vorgenommen wird, kein 


ſchickliches Unterkommen zu finden, ſo iſt der Pfarrer verpflichtet, dem Superin⸗ 


tendenten Licht, Wohnung, Heizung und Speiſung zu geben. "Dafür erhält 
der Pfarrer täglich von dem Superintendenten fuͤr die Wohnung, Licht und 
Heizung 10 Sgr., fuͤr die Speiſung Einen Thaler. f g 


or 3 H. > io 
Dem Superintendenten find, wenn er nicht im beſonderen Auftrage des 
Staats reiſet, in welchem Falle er die Fuhrkoſten nach dem Regulativ vom 


25ften Juni 1825. liquidirt, von der betreffenden Kirchen⸗ oder Schulgemeinde 


vier Vorſpannpferde, ſowohl zur Hin⸗ als Ruͤckreiſe, zu geſtellen, und fiir den 
Wagen, den er ſelbſt zu beſorgen hat, taͤglich 20 Sgr. zu zahlen, oder es hat 
ſich die Gemeinde auf andere Weiſe mit dem Superintendenten, wegen ſeines 
Fortkommens, nach freier Uebereinkunft zu einige. q 


ra EA Ba plis 


betreffenden amtlichen Ausfertigung, oder ſeparat aufgeſetzt, aus den Akten, 
welche ſtets und ohne Ausnahme das Konzept der Liquidation in extenso 


Unterlaſſung dieſer Vorſchrift zieht Ordnungsſtrafe nach ſich, bei Ueber⸗ 
ſchreitung der in der Sportel⸗Taxe feſtgeſetzten Sage aber, treten die geſetzlichen 


HE MAA ASA TEE INT, 394 prin cnt ES 
Von Kirchenkaſſen, deren jaͤhrliche Einnahmen die laufenden Ausgaben 
im Durchſchnitte nicht uͤberſteigen, und von. Perſonen, die ſich gefehlich zum 


Satze Stat: | 3 
1) Kirchen⸗ und Schuloiſitationen . . LANE 
(Fo. 4358.) u 2) Des⸗ 


1 


2) Dispenfation zur Zuſammenziehung des zweiten und dritten Aufgebots, und 
da, wo es noch geſetzlich iſt, zur Haustaufe, zur Haustrauung, ſo wie zur 
Annahme uͤberzaͤhliger Gevattern, außer den an die betreffende Königliche 
Regierung abzuliefernden und fir, dieſe zu erhebenden Gebuͤhren .. 1 Rthlr. 
3) Dispenſation von den verfaſſungsmaͤßigen Erforderniſſen zur Konfirmation, 
es moͤge der Superintendent ſelbſt dieſelbe im Auftrage der Regierung 
ertheilen, oder ſelbige in den dazu geeigneten Faͤllen bei der Regierung 
nachſuchen, welchen Falls die Antraͤge aus der ganzen Ephorie zuſammen 
eingereicht werden muͤſſen, für einen jeden Dispenfenden.......... 5 Sgr. 
wenn aber außer der gewoͤhnlichen Konfirmations⸗Zeit in einem ein⸗ 
zZꝛeͤelnen Dispenfations - Galle die Regierungs-Genehmigung eingeholt werden 


A O A a ee + oy UOC ee 1 Rthlr. 


4) Schulviſitation, in ſofern ſolche mit einer Kirchen viſitation nicht verbun⸗ 
den iſ t S8 8 1 Rthlr. 

Sir Fuhrkoſten dabei, incl. der Wagenmiethe, AMeile. . ...... 20 Sgr. 

5) Einweihung einer Kirche und die dabei zu haltende Predigt oder Rede 2 Rthlr. 
Derſelbe Gebuͤhrenſatz findet Statt fuͤr die Einweihung einer Orgel, 

eines Begraͤbnißplatzes ꝛc., ſofern dieſe Handlung Seitens der Gemeinde 
ausdrücklich vom Superintendenten, nicht blos vom Ortsprediger, verlangt 
wird Selen 88 e b. . 2 Rthlr. 

6) Genehmigung zur Vergitterung eines Grabes „wo es Obſervanz iſt dazu 
die Genehmigung des Superintendenten nachzuſuchen ... . 2 Mehler, 


00% Annahme und Einweihung eines nicht konfirmitten Kinder Lehrers 
(Reihe: Schullehrers), nach jedesmaliger Beſtimmung der betreffenden 


Regierung 33 „ 1 bis 2 Rthlr. 
10) Sir Anordnung der Kirchentrauer fiir einen verſtorbenen Kirchenpatron, 


woc es hergebracht iſt, und wenn deſſen Familie die Anordnung derſelben : 


ciu erlangt sbi} E al e. dow. IRSA RI 10 Sgr. 


10) Abnahme einer Kirchenrechnung >. oka, 40.10 Sgr. bis 2 Kehler. 


Auch daruͤber, nach Beſtimmung der betreffenden Regierung, unter Beruͤck⸗ 
ſichtigung des Kirchenvermoͤgens und der bisherigen Obſervanz. 

12) Ausleihung eines Kapitals bis zu 100 Rthlr . % 15 Sgr. 

uber 100 Piber OS GI Pr. 


„ enn 


ES > | 13) Fuͤr 
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13) Fuͤr Durchſicht und Pruͤfung der Verhandlungen wegen Verpachtungen 


und Lizitation von Grundſtuͤcken der Kirchen und Schulen 


bis zu 50 Rthlr. des jahrlichen Ertrages eee ee. 10 Sgr 

bis zu 100 Rthlr. des jährlichen Ertrages 20 Sgr. 

5 uͤber 100 Rth lr... AA J A AA Be 1 Rthlr. 

14) Für Unterſuchung eines Streites über Kirchenſtuͤhlee 1 Rthlr. 

15) Gur verlangte Abſchrift eines jeden Bogens 2 Sgr. 6 Pf. 
ER $. 10. + | 


Soweit bereits durch Herkommen und Obfervanz feſtſteht, woher in den 
verſchiedenen Faͤllen die Gebuͤhren des Superintendenten erfolgen, bewendet es 
auch fernerhin dabei, ſonſt aber ſind die im H. 9. unter Ziffer 1. 5. und 11. 
angeführten Gebühren von den betreffenden Kirchenkaſſen, und bei deren Inſuf⸗ 
fígienz von den Kirchengemeinden, die Gebühren unter Ziffer 4., wenn die 
Schulgemeinde zugleich die Kirchengemeinde iſt, aus der Kirchenkaſſe, entgegen⸗ 
geſetztenfalls aber von der Schulkaſſe und bei deren Inſuffizienz von der Schul⸗ 


Gemeinde, die unter Ziffer 12. und 13. von den Kirchen⸗ und reſp. Schulkaſſen, 


unter 7. 8. 9. von den Gemeinden, und die unter Ziffer 2. 3. 6. 10. 14. 15. 
von den Extrahenten zu entrichten. : a ; 


$. 44, 
Bei entftehenden Zweifeln oder Streitigkeiten uͤber die Auslegung dieſer 


Taxe entſcheidet die Regierung, mit Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium 
der Geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 


Urkundlich haben Wir dieſe Gebuhren⸗Taxe Allerhöchſtſelbſt vollzogen und 
mit Unſerm Koͤniglichen Inſiegel bedrucken laſſen. 
So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 21ften April 1832. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
hs Frh. v. Altenſtein. 


(No. 4358. 1359.) (No. 1359.) 


(No. 1359.) Mlechöchfie Kabinetsorder vom 28ſten April 1832., betreffend die Befolbungó: 
Zahlung an ſolche ſtaͤdtiſche Beamte, welche wegen eroͤffneten Konkurſes 
oder verfuͤgter Kuratel von ihrer Amtsverwaltung ſuspendirt ſind. 


D. ein Zweifel entſtanden iſt, wie es mit der Beſoldung ſolcher ſtaͤdtiſcher 
Beamten zu halten ſey, die wegen eroͤffneten Konkurſes oder verfuͤgter Kuratel 
von ihrer Amtsverwaltung ſuspendirt find, fo beſtimme Ich, nach dem Antrage 
des Staatsminiſteriums, daß in ſolchen Fällen, wohin bei eingetretener Inſufftzienz 
auch die mit Zulaß der Gläubiger eingeleitete außergerichtliche Kuratel gehoͤrt, 
nach Analogie des H. 222. der Kriminal⸗Ordnung verfahren und dem ſuspen⸗ 
dirten Beamten, wenn ſeine Inſolvenz nach der pflichtmaͤßigen Ueberzeugung der 
vorgeſetzten Behörde durch Unglüͤcksfaͤlle veranlaßt iſt, die Haͤlfte des Gehalts, 
andernfalls aber nur der nothduͤrftige Unterhalt fuͤr ihn und die Seinigen gewaͤhrt 
werden ſoll. Im letztern Falle faͤllt jedoch jede Zahlung weg, wenn entweder 
durch eine Kompetenz aus der Kreditmaſſe, oder auf andere Weiſe fuͤr den Unter⸗ 
halt der Betheiligten bereits geſorgt iſt. Auch ſoll in beiden Faͤllen die Stadt⸗ 
Gemeine zu dergleichen Zahlungen nur auf die Dauer Eines Jahres verpflichtet, 
und wenn mit dem Ablaufe deſſelben die Suspenſion des Beamten nicht aufge⸗ 
hoben iſt, berechtiget ſeyn, auf ſeine Entlaſſung anzutragen, welche ſodann auf 
den Grund einer vollſtaͤndigen Kognition der Sache durch das Staatsminiſterium 
verfuͤgt werden ſoll. Auf eine Penſion von Seiten der Stadtgemeine ſoll ein 
ſolcher Beamte in der Regel keinen Anſpruch haben, das Staatsminiſterium aber 
in dem einzelnen Falle beurtheilen, ob ein hinreichender Grund zu einer billigen 
Ausnahme vorhanden fey, in welchem Falle der Betrag der Penſion von dem⸗ 
ſelben zu ermeſſen iſt. Das Staatsminiſterium hat dieſen Befehl durch die 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. ö 


Berlin, den 28ften April 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


a 


_ (No. 1360.) 
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(No. 1360.) Mlerhöchfte Kabinetsorder vom Sten Mai 1832, „ wodurch der F. 404. des 
5 Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung, die Nachgebote bei Subhaſta⸗ 
tionen betreffend, aufgehoben wird. 


D. ſich nach Ihrem Berichte vom 19ten v. M. die durch den $. 404. des 
Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsordnung geftattete Befugniß zu Nachgeboten 
bei den Subhaſtationen, in der Anwendung als nachtheilig bewieſen und zu viel⸗ 
fachen rechtlichen Bedenken Anlaß gegeben hat; ſo hebe Ich dieſe Beſtimmung, 
nach Ihrem Antrage, wieder auf, und ftelle die Vorſchrift des §. 37. Titels 52. der 
Prozeßordnung dahin her, daß nach Ablauf des Termins neue Gebote nicht anders 
als mit Einwilligung ſaͤmmtlicher Intereſſenten, den Meiſtbietenden eingefchloffen, 
zugelaſſen werden ſollen. In den bereits ſchwebenden Subhaſtationen ſoll, wenn 
der letzte Bietungstermin innerhalb dreier Monate, vom Tage der Publikation 
dieſer Verordnung an, angeſtanden hat, auf den Antrag eines der Betheiligten 
ein neuer Termin anberaumt werden. 


Sie haben dieſe Verordnung durch die Gefebfammlung zur allgemeinen 
Kenntniß und Nachachtung zu bringen. ; 


Berlin, den Sten Mai 1832, 
Friedrich Wilhelm. 


Sie ; 
die Staats⸗ und Juſtizminiſter von Kamptz und Muͤhler. 


